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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Edith Niehuis, Hanna Wolf, Angelika Barbe, Dr. Uirich Böhme 
(Unna), Anni Brandt-Elsweier, Edeigard Buimahn, Dr. Mariiese Dobberthien, 

Dr. Konrad Eimer, Eike Ferner, Walter Kolbow, Ulrike Mäscher, Adoif Ostertag, 
Günter Rixe, Wilhelm Schmidt (Salzgitter), Regina Schmidt-Zadei, Erika Simm, 

Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, Raif Walter (Cochem), Hans-Ulrich Klose 
und der Fraktion der SPD 


Frauenförderung innerhaib der Europäischen Strukturförderung 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. In der EG sind noch nicht einmal 40 Prozent der Erwerbstäti- 
gen Frauen. Dafür liegt die weibliche Arbeitslosenquote fast 
doppelt so hoch wie die der männlichen Beschäftigten. Frauen 
in der EG stellen 80 Prozent der Teilzeitbeschäftigten und 
über 90 Prozent der sozial ungeschützten Beschäftigten, und 
nur 3 Prozent der Frauen haben Management-Funktionen. 

2. Um diesem Mißstand zu begegnen, hat die EG Richtlinien und 
Förderpläne zur Verwirklichung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern im ersten Arbeitsmarkt erlassen; so 
existieren u. a, Richtlinien zur Lohngleichheit, zur Gleichbe- 
handlung in der Arbeitswelt und zur Gleichbehandlung im Be- 
reich der sozialen Sicherheit. Die 2. EG-Richthnie bestimmt 
ausdrücklich, daß Maßnahmen zur Förderung der Chancen- 
gleichheit für Frauen und Männer, insbesondere durch Besei- 
tigung der tatsächlich bestehenden Ungleichheiten, die die 
Chancen der Frauen in den Bereichen Zugang zur Beschäfti- 
gung einschließlich des Aufstiegs, Zugang zur Berufsbildung, 
Arbeitsbedingungen und soziale Sicherheit beeinträchtigen, 
nicht dem Grundsatz der Gleichbehandlung entgegenstehen. 

3. Zur Verringerung der regionalen wirtschaftlichen und sozia- 
len Unterschiede bestehen drei europäische Fonds; 

seit 1958 der Europäische Sozialfonds (ESF), der Maßnafimen 
auf dem Gebiet der beruflichen Bildung, der Umschulung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und der Einstellung 
von Jugendlichen unterstützt; 

seit 1964 die Abteilung Ausrichtung des Europäischen Aus- 
gleichs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), 
die Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und Ver- 
marktungsbedingungen in der Landwirtschaft unterstützt; 
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seit 1975 der Europäische Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) zur Verringerung der regionalen Ungleichgewichte. 

4. Um die Effizienz der Fonds zu erhöhen, wurden mit der 
Reform der Europäischen Strukturförderung 1989 folgende 
fünf Ziele formuhert, denen die Fonds zugeordnet sind: 

Ziel 1: Entwicklung und strukturelle Anpassung von 
Regionen mit Entwicklungsrückstand (das sind Ge- 
biete mit einem Bruttoinlandsprodukt/Kopf von 
weniger als 75 Prozent des Gemeinschaftsdurch- 
schnitts), 

Ziel 2: Umstellung von Regionen, die vom industriellen 
Niedergang besonders schwer betroffen sind, 

Ziel 3: Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, 

Ziel 4: Erleichterung der Einghederung Jugendlicher, 

Ziel 5 a: Beschleunigung der Entwicklung der Agrarstruk- 
turen, 

Ziel 5 b: Entwicklung des ländlichen Raums. 

Vorrangige Aufgabe der Strukturfonds ist die Verwirklichung 
des Zieles 1, von dem die alte Bundesrepublik Deutschland 
allerdings nicht betroffen ist. Allein die neuen Bundesländer 
erhalten vergleichbare Förderkonditionen. 

Darüber hinaus ist der Europäische Sozialfonds den Zielen 2, 
3, 4 und 5 b zugeordnet, der Europäische Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft ist den Zielen 5 a und 5 b 
zugeordnet und der Europäische Fonds für regionale Entwick- 
lung ist den Zielen 2 und 5 b zugeordnet. 

5. In der Entschheßung des Rates der Europäischen Gemein- 
schaft vom 7. Juni 1984 zur Bekämpfung der Frauenarbeits- 
losigkeit (84/C 161/02) hat der Rat zur wirksamen Bekämp- 
fung der Frauenarbeitslosigkeit Aktionsleitlinien erlassen. Der 
Rat betont in dieser Entschließung, welchen Wert er dem posi- 
tiven Beitrag des Europäischen Sozialfonds zur Verwirk- 
hchung dieser Aktionsleitlinien beimißt. 

6. In der Entschließung des Rates vom 21. Mai 1991 zum dritten 
mittelfristigen Aktionsprogramm der Gemeinschaft für die 
Chancengleichheit für Frauen imd Männer (1991 bis 1995) 
(Verbesserung und Durchsetzung des rechtlichen Rahmens 
zur Gleichstellung von Frau und Mann sowie Förderung neuer 
und innovativer Frauenbeschäftigung und des Einflusses von 
Frauen in Wirtschaft und Politik) heißt es: 

„Die Frauen müssen unter gleichen Bedingungen aus der 
Vollendung des Binnenmarktes Nutzen ziehen können und die 
Möglichkeit haben, ihren vollen Beitrag zu dieser Vollendung 
zu leisten. Um den Herausforderungen der neunziger Jahre zu 
begegnen, müssen die Fachkenntnisse und die Fähigkeiten der 
Frauen besser genutzt werden, damit sie sich voll an dem euro- 
päischen Entwicklungsprozeß beteiligen können und ihr Bei- 
trag zu diesem Prozeß aufgewertet werden kann. Diese Beteili- 
gung stellt einen wesentlichen Bestandteil des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts in Europa dar. " 
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Darüber hinaus bestätigt der Rat der EG die Zweckmäßigkeit, 
„das Ziel der Chancengleichheit und der Gleichbehandlung 
bei der Erarbeitung und der Umsetzung geeigneter politischer 
Konzepte und Aktionsprogramme sowohl auf Gemeinschafts- 
ebene als auch auf der Ebene der Mitgliedstaaten zu integrie- 
ren und zu diesem Zweck die institutioneilen Voraussetzun- 
gen auf der Ebene der Mitgliedstaaten effizienter ^zu nutzen 
und nötigenfalls zu verbessern, um die tatsächliche Verwirk- 
lichung der Chancengleichheit und der Gleichbehandlung in 
allen Bereichen zu ermöglichen (Richtlinie 91/C 142/01). 

7. Zur Verwirklichung der Ziele 2 bis 5 b im Rahmen der Fonds 
der Europäischen Strukturförderung wurden Operationelle 
Programme geplant, erstellt und durchgeführt. 

8. Zur frauenspezifischen Umsetzung der Ziele 1, 2, 3, 4 und 5 b 
und zur Verstärkung der Aktionen des 3. Aktionsprogrammes 
zu Chancengleichheit wurde 1990 innerhalb der Regeln der 
Strukturfonds der Europäischen Gemeinschaft die Gemein- 
schaftsinitiative New Opportunities for Women (NOW) ini- 
tiiert. Ziel dieser Gemeinschaftsinitiative ist es, einen Beitrag 
zu leisten zur Aufwertung und zur Förderung der Qualifika- 
tion von Frauen sowie zur Veränderung der Unternehmens- 
kultur, um es Frauen zu ermöglichen, ein Unternehmen oder 
eine Genossenschaft zu gründen und einen Beitrag zur Wie- 
dereingliederung der Frauen in den „regulären'" Arbeitsmarkt 
zu leisten. 

9. Durch NOW wurde es möglich, die notwendigen Vorausset- 
zungen zu bestimmen und zu schaffen, die es Frauen ermög- 
lichen, gleichberechtigt am Arbeitsmarkt teilzuhaben. Dar- 
über hinaus ist NOW aber mit 120 Mio. ECU vergleichsweise 
gering finanziell ausgestattet und mit Fördervoraussetzungen 
überfrachtet, so daß eine intensive Nutzung der Gemein- 
schaftsinitiative erschwert ist. 

10. Da Frauen in allen EG-Mitgliedstaaten besonders von Arbeits- 
losigkeit und Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt betroffen 
sind, sind sie bei arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen beson- 
ders zu berücksichtigen. Entsprechend darf Frauenförderung 
nicht auf einige ausgewählte Bereiche beschränkt sein. 
Frauen brauchen eine funktionierende Infrastruktur für die 
Betreuung ihrer Kinder, um in allen wirtschaftlichen Berei- 
chen die Möglichkeit zu haben, sich auf dem Arbeitsmarkt zu 
etablieren. Deshalb müssen über die Gemeinschaftsinitiative 
NOW hinaus Frauen als zu bevorzugende Zielgruppe in allen 
Programmen im Rahmen der drei Strukturfonds sichtbar wer- 
den, damit die durchgeführten Maßnahmen kontrollierbar den 
Gleichstellungsgrundsätzen der EG entsprechen. 

11. ln den Programmen im Rahmen des Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung und des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft werden keine ge- 
schlechtsspezifischen Daten über die Teilnahmestruktur er- 
hoben. Schätzungen über den Anteil von Frauen an Maßnah- 
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men im Rahmen des Europäischen Fonds für regionale Ent- 
wicklung und des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft existieren nicht. 

12. In Maßnahmen, die durch den Europäischen Sozialfonds 
gefördert werden, werden nur sehr ungenaue geschlechtsspe- 
zifische Daten über die Teilnahme Struktur erhoben. Angaben 
über den Anteil von Frauen an Maßnahmen im Rahmen des 
Europäischen Sozialfonds beruhen zur Zeit überwiegend auf 
Schätzungen. 

13. Der geschätzte Anteil von ca. 42 Prozent Frauen, die an ESF- 
Maßnahmen teilnehmen, ist gemessen an dem Anteil der 
Frauen an der Arbeitslosenquote zu niedrig. Ebenfalls zu 
niedrig ist der Anteil von 14 Prozent reinen Frauenmaßnah- 
men im Jahr 1989. Es ist zu kritisieren, daß die für die Frauen- 
förderung bereitgestellten Mittel von 9 Prozent der Gesamt- 
mittel im Jahr 1989 auf nur noch 5,9 Prozent der Gesamtmittel 
für die Jahre 1990 bis 1992 zurückgegangen sind. 

14. Bei der Planung der Operationellen Programme werden die 
betroffenen Bundes- und Landesministerien (bzw. deren ESF- 
Beauftragte) sowie die entsprechenden kommunalen Ämter, 
nicht aber die vorhandenen Gleichstellungsstrukturen syste- 
matisch einbezogen. Daraus folgt, daß der für die sinnvolle 
Ausschöpfung der Fonds notwendige Informationsfluß von der 
Basis zu den Planungsstellen fehlt und die Operationellen 
Programme nur sehr unzureichend auf die Bedürfnisse der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie auf die regionalen 
Bedürfnisse abgestimmt sind. 

15. Auch der Informationsfluß von der EG über die Bundes-, 
Länder- und Kommunalebene zu der Basis ist häufig zu un- 
differenziert. So wissen Träger z. T. nicht einmal, daß ihre 
Maßnahmen unter anderem auch aus Mitteln des Europäi- 
schen Sozialfonds finanziert werden, 

16. Das Arbeitsförderungsgesetz als zentrales Instrument zur 
Arbeitsmarktpolitik des Bundes ist im Vergleich zu den ande- 
ren Mitgliedstaaten zu unflexibel und bietet nur unzuläng- 
liche Möglichkeiten einer Kofinanzierung von Maßnahmen, 
die über einen der Fonds aus der Europäischen Strukturförde- 
rung finanziert werden. Z. B. fallen viele Frauen mit Kindern 
aus der AFG-Förderung heraus, so daß eine nationale 
Kofinanzierung mit Mitteln aus dem AFG nicht möglich ist. 

Die Bundesanstalt für Arbeit beteiligt sich deshalb nur wider- 
strebend an der Entwicklung von Frauenprojekten. Die in der 
jüngsten AFG-Novelle beabsichtigten Kürzungen wirken sich 
schon jetzt negativ auf die laufenden Frauenprojekte aus und 
verhindern den Beginn neuer Maßnahmen. 

17. Es ist zu begrüßen, daß die Bundesregierung Ende 1991 das 
Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG) in 
Köln mit der „Evaluierung der Effizienz des Einsatzes der 
Mittel des Europäischen Sozialfonds in der Bundesrepublik 
Deutschland (West)" beauftragt hat und eine Testauswertung 
der 1991er Schlußzahlungsanträge vornimmt. 


4 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4164 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. Bei den Verhandlungen mit der EG-Kommission über die 
Richtlinienänderungen für den Europäischen Strukturfonds 
muß darauf hingewirkt werden, daß verbindliche Frauenför- 
derrichtlinien in den drei Fonds der Europäischen Strukturför- 
derung etabliert werden. Ziel muß es sein, Frauenförderricht- 
linien in alle Wirtschaftsförderprogramme der EG aufzu- 
nehmen. 

2. Es ist von der Bundesregierung sicherzustellen, daß mit dem 
Auslaufen des NOW-Programms neue frauenfördernde Ge- 
meinschaf tsinitiativen installiert werden, in denen die posi- 
tiven Erfahrungen mit NOW weitergeführt und Verbesserun- 
gen gegenüber NOW eingeführt werden. Hierzu gehören die 
Übernahme der erforderlichen Infrastruktur von berufsvor- 
bereitenden Maßnahmen, erhöhtem, bedürftigkeitsunabhän- 
gigem Unterhaltsgeld, Bereitstellung und/oder ausreichender 
Finanzierung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten, zeitlicher 
Flexibilität, entsprechenden Finanzierungsmodalitäten (z. B. 
Übernahme der Transportkosten für die Unterbringung der 
Kinder in Betreuungseinrichtungen) aus dem NOW-Pro- 
gramm, eine verbesserte finanzielle Ausstattung frauenför- 
dernder Gemeinschaftsinitiativen und die Vereinfachung der 
Fördervoraussetzungen. 

3. Es muß sichergestellt werden, daß die vorhandenen Gleich- 
stellungsstrukturen in Zukunft an der Planung und Mittel- 
vergabe für die aus der Europäischen Strukturförderung 
kofinanzierten Maßnahmen beteiligt werden. Insbesondere 
Gleichstellungsbeauftragte, Frauenorganisationen und Nicht- 
regierungsorganisationen müssen regelmäßig und umfassend 
über bestehende Fördermöglichkeiten informiert und in die 
Operationellen Programme zur Planung von Maßnahmen ein- 
bezogen werden. Hierzu ist ihnen zunächst eine entspre- 
chende Weiterbildung anzubieten, die es ihnen ermöglicht, 
förderungsfähige Maßnahmen zu konzipieren und die ver- 
schiedenen Förderinstrumente dabei optimal auszuschöpfen. 

4. Im Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes sind die gesetz- 
lichen Voraussetzungen zu schaffen, die erforderlich sind, die 
Förderstrukturen auf Bundesebene zur Förderung innovativer 
Frauenprojekte mit den Förderstrukturen der Fonds der Euro- 
päischen Strukturförderung in Übereinstimmung zu bringen, 
so daß hierdurch nicht länger Förderhemmnisse entstehen 
können. Dabei sind auch die begrenzten Möglichkeiten klei- 
nerer Träger zu berücksichtigen. 

5. In allen Maßnahmen ist deutlich zu kennzeichnen, welche 
Gelder aus einem der Fonds der Europäischen Strukturförde- 
rung kommen, so daß die Herkunft der Gelder für die Organi- 
satoren und Teilnehmer/Teilnehmerinnen der Maßnahmen 
transparent ist. 

6. Bei der Mittelvergabe ist darauf zu achten, daß eine genaue 
Statistik mit Angaben zur Geschlechtsdifferenzierung der 
Teilnahme Struktur und der sozialen Situation, Alter und 
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Qualifikation der Teilnehmerinnen und Teilnehmer erstellt 
wird. 

7. Am Ende jeder Maßnahme ist von dem durchführenden Trä- 
ger ein genauer Bericht über 

— Infrastrukturprobleme und ihre Überwindung (Kinder- 
betreuung, Transport), 

— den weiteren Berufsweg der geförderten Personen, 

— den Umfang der Mittel, die tatsächlich abgerufen und ver- 
wandt wurden, 

zu erstellen und der Bundes- bzw. Landesregierung zuzu- 
leiten. 

8, Auf der Grundlage der so erhaltenen der Bundesregierung 
zugänglichen Daten ist alle zwei Jahre ein Bericht zu erstellen 
über 

— die Zahl der geförderten Frauen im Verhältnis zu ihrem 
Anteil an der Arbeitslosenquote, 

— die Art der frauenfördernden Maßnahmen im Vergleich zu 
allgemeinen Maßnahmen, 

— den Frauenanteil in allgemeinen Maßnahmen, 

— Infrastrukturprobleme und ihre Lösung in frauenspezifi- 
schen und allgemeinen Maßnahmen, 

— die Zahl der geförderten Frauen insgesamt im Verhältnis zu 
den Mitteln, die für ihre Förderung sowohl in Frauenprojek- 
ten als auch in Projekten für Männer und Frauen zur Ver- 
fügung stehen und ausgegeben werden, 

— den Umfang der Mittel, die für Frauen in technisch orien- 
tierten Frauenprojekten zur Verfügung gestellt werden, 
und über die Zahl der Frauen, die daran teilnehmen. 

Bonn, den 20. Januar 1993 

Dr, Edith Niehuis 
Hanna Wolf 
Angelika Barbe 
Dr, Ulrich Böhme (Unna) 

Anni Brandt-Elsweier 
Edelgard Bulmahn 
Dr. Marliese Dobberthien 
Dr. Konrad Eimer 
Elke Ferner 
Walter Kolbow 


Begründung 

Mit den Entschließungen des Rates der Europäischen Gemein- 
schaft haben sich die Mitgliedstaaten selber dazu verpflichtet, der 
faktischen Benachteiligung der Frau auf dem Arbeitsmarkt wirk- 
sam zu begegnen. 

Durch die mangelhafte Datenlage bezüglich der Teilnahme Struk- 
tur und des tatsächlichen Mittelabflusses in die einzelnen Maß- 


Ulrike Mäscher 
Adolf Ostertag 
Günter Rixe 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 

Regina Schmidt-Zadel 
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Dr. Peter Struck 

Margitta Terborg 

Ralf Walter (Cochem) 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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nahmen, die durch einen oder mehrere Fonds aus der Europäi- 
schen Strukturförderung gefördert werden, entsteht der Eindruck 
der Unüberschaubarkeit hinsichtlich der tatsächlichen Beteili- 
gung und Förderung von Frauen an Programmen im Rahmen des 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft und des 
Europäischen Sozialfonds. So ist selbst der tatsächliche Teilneh- 
meranteil der Frauen an Maßnahmen des Europäischen Sozial- 
fonds aufgrund mangelhafter Datenlage nicht bekannt. Entspre- 
chend konnten seitens der Bundesregierung auf diesbezügliche 
Fragen im Rahmen der Kleinen Anfrage „Europäische Struktur- 
förderung" (Drucksache 12/3424) auch keine Antworten gegeben 
werden. 

Diese Situation ist unbefriedigend und muß schnellstmöglich 
behoben werden, um eine klare Aussage darüber zu erhalten, 
inwieweit die zweite EG-Richtlinie zur „Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung 
und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeits- 
bedingungen" über die Fonds der Europäischen Strukturförde- 
rung umgesetzt wird. 

Da die EG-Kommission mit Blick auf die Jahre 1994 ff. an neuen 
Richtlinien für den Europäischen Strukturfonds arbeitet, kommt 
der Berücksichtigung der arbeitsmarktpolitischen Belange von 
Frauen aktuelle Bedeutung zu. In der veränderten Situation durch 
den EG-Binnenmarkt gilt es sicherzustellen, daß der Binnenmarkt 
sich nicht negativ auf die Beschäftigungssituation von Frauen 
auswirkt, sondern vielmehr die berufliche Situation von Frauen 
verbessert. 
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